
 

 

 

 

 

 

GESETZESÄNDERUNG FÜR KONTENEINSCHAU 

 
 

Im Zuge der Steuerreform 2015/16 wurde auch das sogenannte Kontenregister- und Konten-

einschaugesetz beschlossen (vgl eccontis informiert 11/2017). Zuletzt wurde der diesbezügli-

che Erlass angepasst und klargestellt, dass über jedes einzelne Auskunftsverlangen mit Be-

schluss zu entscheiden ist, wobei der Beschluss weder den Umfang noch den Inhalt des Aus-

kunftsverlangens bestimmen noch das Auskunftsverlangen inhaltlich abändern kann. 

 

Konteneinschau als Mittel zur Betrugsbekämpfung 

Die Möglichkeit der Abgabenbehörde, eine Konteneinschau durchzuführen, wurde als Mittel zur Be-

trugsbekämpfung eingeführt. Die Konteneinschau ist die Öffnung eines Bankkontos durch die Fi-

nanz, wodurch alle Kontobewegungen sowie der Kontostand eines Bankkontos ersichtlich werden. 

Die Abgabenbehörde ist in einem Ermittlungsverfahren nur dann berechtigt, Auskunft von Kredit-

instituten über Tatsachen einer Geschäftsverbindung mit einem Abgabepflichtigen zu verlangen, 

wenn 

▪ begründete Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Abgabepflichtigen bestehen, wobei diese 

Zweifel abstrakt (zB nicht erklärbarer hoher Lebensstil) oder konkret (zB manipulierte Registrier-

kassa) sein können, 

▪ zu erwarten ist, dass die Auskunft geeignet ist, die Zweifel aufzuklären und 

▪ zu erwarten ist, dass der mit der Auskunftserteilung verbundene Eingriff in die schutzwürdigen 

Geheimhaltungsinteressen des Kunden des Kreditinstitutes nicht außer Verhältnis zu dem Zweck 

der Ermittlungsmaßnahme steht. 

 

Die Konteneinschau muss vom Bundesfinanzgericht (BFG) bewilligt werden. Für die Erlangung der 

Bewilligung eines solchen Auskunftsverlangens hat die Abgabenbehörde aufgrund einer Gesetzes-

änderung dem BFG folgende Unterlagen elektronisch vorzulegen: 

 

Ausgabe 43/2021 vom 19.11.2021 



Wenn wir unser „eccontis informiert“ noch an eine andere e-mail-Adresse senden sollen, klicken Sie bitte bestellen. 

Sollten Sie kein „eccontis informiert“ mehr erhalten wollen, klicken Sie bitte abmelden. 

 

Diese Information wird dem Nutzer freigiebig zur eigenen Information zur Verfügung gestellt. Aufgrund der gebotenen Knappheit kann diese Information eine Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 

eccontis übernimmt bei Verwendung der hier angeführten Informationen keine Haftung für Schäden, welcher Art auch immer. eccontis übernimmt insbesondere keine Haftung für die Richtigkeit und 

Vollständigkeit des Inhalts.  

 

Medieninhaber und Herausgeber: eccontis treuhand gmbh wirtschaftsprüfungs- und steuerberatungsgesellschaft, 4048 Linz-Puchenau, Karl-Leitl-Straße 1 

1. das Auskunftsverlangen selbst an ein bestimmtes Kreditinstitut, mit dem Auskunft über be-

stimmte Tatsachen der Geschäftsverbindung verlangt wird, 

2. eine Begründung für das BFG, in der das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für die Be-

rechtigung der Abgabenbehörde, vom Kreditinstitut Auskunft zu verlangen, dargestellt wird, 

3. der Nachweis darüber, dass das Parteiengehör gewahrt wurde; das heißt, dass dem Abgabe-

pflichtigen die Möglichkeit geboten wurde, zu den begründeten Zweifeln an der Richtigkeit sei-

ner Angaben in der Abgabensache (also im konkreten Abgabenverfahren) Stellung zu nehmen 

und sich dazu zu äußern. 

 

Geänderter Anwendungserlass für Konteneinschau 

Das BFG unterzieht die von der Abgabenbehörde vorgelegten Konteneinschau-Auskunftsverlangen 

jedenfalls einer ausführlichen Prüfung, wobei sowohl die formellen Voraussetzungen vorliegen, als 

auch die Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des Abgabepflichtigen hinreichend begründet sein 

müssen. Abgabepflichtige sind somit grundsätzlich vor dem Einblick der Finanz geschützt – 

allerdings nur so lange, als nicht verdichtete Verdachtsmomente bestehen, die darauf hindeuten, 

dass sich auf dem Bankkonto eines Abgabepflichtigen verborgene steuerpflichtige Zahlungsein-

gänge befinden. 

 

Der überarbeitete Erlass der Abgabenbehörde zur Konteneinschau führt aus, dass das BFG über je-

des einzelne Auskunftsverlangen mit Beschluss entscheidet und dass der Beschluss weder den Um-

fang noch den Inhalt des Auskunftsverlangens bestimmen noch das Auskunftsverlangen inhaltlich 

abändern kann, sondern dass das Auskunftsverlangen als solches zu bewilligen oder nicht zu bewil-

ligen ist. Gegen den Beschluss des BFG kann Rekurs erhoben werden. Dem Kreditinstitut ist in weite-

rer Folge das Auskunftsverlangen mit dem Bewilligungsbeschluss des BFG zuzustellen.  
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